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Nachschlagewerk: Jja

Amtliche Sammlung: nein

HGB § 346 Ea, Ec

Kreuzen sich kaufmiéinnische Bestdtigungsschreiben iiber einen
Kaufvertrag und enthidlt eines der Bestdtigungsschreiben,
deren Inhalt miteinander nicht in unvereinbarem Gegensatsz
steht, eine zusiitzliche Klausel (hier: AusschlufBl der Ge-
wihrloistung im Bestétigungsschreiben des Verkidufers eines
gebrauchten Autoschiitters), durch die der Empfidnger des
Bestdtigungsschreibens nicht iiberrascht sein konnte, so

mufl3 er dem Bestdtigungsschreiben des Vertragspartners
rechtzeitig widersprechen; andernfalls ist der Kaufver-
trag mit der zusHitzlichen Klausel zustande gekommen.

BGH, Urt. v. 21. Mérz 1966 ~ VIII ZR 44/64 - OLG K&6ln
LG Bonn
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Der VIII. Zivilscnat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 2l1. Mdrz 1966 unter Mitwir-
kung des Senatsprédsidenten Dr. Haidinger und der Rundes-
richter Dr. Gelhaar, Dr. Dorschel, Dr. Mezger und llormann

fir Recht erkannt:
Die Revision gegen das Urtell des 2. Zivilse-
nats des QOberlandesgerichts in K6ln vom 6. De-
zember 1963 wird auf Kosten des Beklagten zu-

riickgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kléger, der seinen gebrauchten Jg-Autoschitter
verkaufen wollte, teilte dem Beklagten durch Schreiben vom
19. Pebruar 1962 auf dessen Anfrage mit, daB der im Dezem-
ber 1956 fabrikneu gekaufte Schiitter, der im Frithjahr 1961
von der Firma J@j) generaliiberholt wurde, sofort einsatz-
fihig sei. Die Preisidee sei etwa 10.000 DM.

In einem am 21, Februar 1962 gefiihrten Ferngesprach
erkliirte der Klédger dem Beklagten, daB der Rahmen des
Schiitters eingekeilt gewesen, in seinem Betriebe aber wie-
der verstirkt worden sei, und versicherte, daB sich der
Schiitter in gutem,einwandfreien und einsatzféhigem Zustan~
de befinde.

Auf Veranlassung des Beklagten besichtigte der Mon-
teur Wolf der Firma J@P den Schiitter am 3. Médrz 1962 und
erstattete dem Angestellten M@ der Firma J@P einen mind-
lichen Bericht. Dieser verstidndigte den Beklagten fern-
miindlich am 6. M8rz 1962 von dem Ergebnis der Besichtigung.
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Am 10. Mdrz 1962 rief der Beklagte beim KlHger wegen
des Kaufes des 3chiitters an. Im Verlaufe des Gespriéchs
hob der RBeklagte hervor, dafl Wolf nicht in das Innere der
Maschine und des Motors habe hineinsehen ktnnen. Ks seien
nach dem Bericht des Monteurs erhebliche Aufwendungen zur
Instandsetzung des Schiltters erforderlich, auch sei der
Rahmen nicht verstédrkt. Der Beklagte bot sodann cinen Be-
trag von 8.000 DM fiir den Schitter. Der Klédger verlangte
mit Riicksicht darauf, daB die Vorderreifen mit RuD-Ketten
verschen waren, als #duBersten Preis 8.500 DM. Auf diesen
Betrag einigten sich die Parteien. Sie vereinbarten gleich-
zeltig, daB der Beklagte Wechsel hingeben sollte.

Mit Schreiben vom selben Tage, das Jjedoch erst am
13. Hérz 1962 abgesandt wurde, bestdtigte der Beklagte
dem Kléger die Vereinbaruag iiber den Kauf des Schiitters
und ilbersandte ihm die von ihm angenommenen Wechsel iiber
insgesamt 8.500 DM.

Der Kliéger bestétigte durch Schreiben vom 12. Mérz
1962, das sich mit dem Schreiben des Beklagten kreuzte,
cbenfalls den Kauf. In diesem Schreiben heiBt es wortlich:

"Der Autoschiitter wurde durch einen von Thnen ge-~
schickten Monteur der Firma J@JP besichtigt und
der Verkauf erfolgte in dem Zustande, in dem er
gich zur Zeit befindet. Eine Haftung fiir den Zu-
stand der Maschine in irgend einer Hinsicht wird
nicht idlbernommen.c.cco."

Der Buchhalter des Beklagten teilte dem XKlidger auf einem
Briefbogen des Beklagten am 15. Mérz 1962 mit, daf das
Schreiben des Kliégers vom 12. Mdrz 1962 am 14. Médrz 1962
eingegangen sei, filigte nochmals einen Prachtbrief bei und
wiederholte die Bitte nach der Versandanzeige.

Am 22, Mérz 1962 widersprach der Beklagte fernmiind-
lich sowie schriftlich dem im Schreiben des Kligers vom
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12. lMdrz 1962 enthaltenen HaftungsausschluB und verwics

auf die friiheren Erkldrungen des Klégers iiber den Zustand
des Schiutters. Der Beklagte machte geltend, der inzwischen
bei ihm eingetroffene Schiitter sei in einem verhcercnden
und nicht betriebssicheren Zustande, sordaB sein Einsatz
nicht zu verantworten sei. Er schlug vor, den Schiitter noch
einmal durch einen Monteur der Firma J@p untersuchen zu
lassen. Der Klidger verblieb bei seinem Standpunkt, erklér-
te sich aber schlieBlich damit einverstanden, daB der BRBe-
klagte eine erneute Untersuchung des Schiitters durch cinen
Monteur der Firma J@ggp vornehmen lassen sollte, und meinte,
dann kdnne man weitersehen.

Am 24. Mdrz 1962 besichtigte darauf der Monteur
KGED der Firma J@P den Schiitter, Die Firma JgP berich-
tete dem Beklagten am 28. Mdrz 1962 ausfiihrlich iiver den
Zustand des Schiitters und fiigte elnen Kostenvoranschlag
fir die Uberholung des Schiitters an Ort und Stelle bei,
der mit rund 1.800 DM abschloB.

In der Folgezeit verlangte der Beklagte von dem Kléa-~
ger dic Riicknahme des Schiitters, die dieser verweigerte.

Am 25. Mai 1962 besichtigte das Gewerbeaufsichtsamt
den Schiltter und bestétigte dem Beklagten im Schreiben vom
29. Mai 1962, daB der Schiitter nicht als fahrsicher anzu-
sprochen sei und seine Verwendung im Betrieb ohne einge-
hende Uberprifung durch den Technischen Uberwachungsverein
und anschlieBende {fberholung nicht vertretbar erscheine.
Der Technische Uberwachungsverein iiberpriifte das Fahrzeug
am 26, Juni 1962. Er ubersandte mit Schreiben vom 28. Juni
1962 dem Beklagten den Priifbericht und teilte ihm mit, das
Fahrzeug sei verkehrsunsicher und miisse generaliiberholt
werdén, bevor das Gutachten ausgestellt werden konne.

t

v
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Da der Beklagtc die Wechsel nicht einldste, erhob der
Kliéger Klage im WechselprozeB. Das Landgericht verurteilte
den Beklagten durch Wechselvorbehaltsurteil zur Zahlung von
8.534,80 TM nebst Zingsen und behielt ihm die Geltendmachung
seincr Rechte im Nachverfahren vor. In diesem Verfahren be-
stitigte das Landgericht sein Urteil, indem es dieses fir
vorbehaltlos erkldrte. Die Berufung des Beklagten blieb
ohne Erfolg.

Mit der Revision, deren Zuriickweisung der Klédger er-
strebt, verfolgt der Beklagte seinen Antrag auf Aufhebung
des Vorbehaltsurteils des Landgerichts und Abweisung der
Klage weiter.

Entscheidungsgrinde:
Die Revision ist nicht begriindet.

1l.) Sowohl das Landgericht als auch das Qberluandesge-
richt sind zu dem Ergebnis gelangt, daB die Parteien einen
HaftungsausschluB fir Sachméngel vereinbart hédtten und der
Kldger von der Gewihrleistung fiir Mdngel des Schiitters
freigostellt worden sei. Die Revision bekdmpft diesc An-
nahme zu Unrecht als unrichtig. Es kann némlich dahinge-
stellt bleiben, ob den Gedankengiingen zu folgen ist, mit
denen das Berufungsgericht seine Auffassung begrindet und
gegen die von der Revision Bedenken erhoben werden. Der
Ausschlufl der Gewdhrleistung fiir Sachméngel folgt némlich
schon daraus, daf der Beklagte dem Bestdtigungsschreiben
des Kldgers vom 12. Mirz 1962, das unstreitig am 14. Mirz
1962 bei dem Beklagten elngegangen war, nicht rechtzeitig
widersprochen hat,
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Das Landgericht meint allerdings, dieses Bestadtigungs-
schreiben sei infolge seiner Abweichung vom bestédtigungs-
schreiben des Klégers vom 10. Mdrz 1962, mit dem es sich
gekreuzt hatte, ohne rechtliche Bedeutung geblieben. Das
Berufungsgericht, das zu dieser Frage keine Stellung gec-
nommnen hat, scheint die Ansicht des Landgerichts zu tei-
len. Sie ist jedoch nicht richtig.

Zwar trifft es zu, daB die Grundsidtze, die Schrift-
tum und Rechtsprechung iuber die Bedeutung des Schweigens
auf ein Bestiitigungsschreiben des Vertragspartners ent-
wickelt haben, im allgemeinen dann keine Anwendung fin-
den, wenn beide Seiten gleichzeitig verschieden bestédti-
gen (vgl. Baumbach/Duden HGB 17. Aufl. § %46 Anm. 4 C;

HGB RGRK 2. Aufl. § 346 Anm. 16 i; GeBler/Hefermehl/Hil-
dcbrandt/Schréder HGB 4. Aufl. § 346 Nr. 126 ;,0LG Hamburg
HEZ 3, 54; OLG Stuttgart BB 1962, 349). Diese Regel gilt
jedoch nicht ausnahmslos. Wie der erkennende Senat in
seinem insoweit BB 1961, 954 nicht abgedruckten Urteil

vori 10, Juli 1961 - VIII ZR 64/60 - bereits dargelegt hat,
kommt es auf die besonderen Umstidnde des einzelnen Falles
an (vgl. dazu die eingehende Wiedergabe des Inhalts die-
gcs Urteils durch Hepp BB 1964, 371). Zu diesem Urteil hat
der erkennende Senat die Verpflichtung des Kidufers zum
Widerspruch gegen das Bestdtigungsschreiben des Verkdufers,
das den zwischen den Vertragsparteien bisher nicht ertr-
terten Vorbehalt der Gegenbestidtigung des Lieferanten ent-
hielt, mit der Begriindung bejaht, der Inhalt des vom Khu-
fer dem Verkdufer iibersandten Schluflscheins, der sich mit
dem Bestdtigungsschreiben des Verkdufers kreuzte und einen
solchen Vorbehalt nicht erwdhnte, sei mit dem Bestdtigungs-
schreiben nicht schlechthin unvereinbar gewesen. Deshalb
habe der Kdufer auf das Bestdtigungsschreiben nicht schwei-
gen diirfen. Der erkennende Senat hidlt a1 dieser Auffassung
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auch fiir den jetzt zur Entscheidung stehenden, ganz #hn-
lich liegenden Fall fest. Hier standen sich ebenfalls
nicht Bestdtigungsschreiben mit unvereinbarem Inhalt
gegenuber. Vielmehr deckten sich die Bestdtigungsschrei-
ben beider Parteien insoweit, als sie den Kauf eines
J@-Autoschiltters zum Preise von 8.500 DM betrafen, der
durch die Hingabe von Wechseln beglichen werden sollte,
wobel allerdings hinsichtlich der Falligkeit der Wechsel
in dem Bestdtigungsschreiben des Beklagten geringfiigige
Abweichungen zu dessen Gunsten enthalten waren, die der
Kliger Jjedoch ersichtlich hinzunehmen bereit war. Das Be-
stétigungsschreiben des Kldgers enthielt zusdtzlich eine
HaftungsausschluB3klausel des Inhalte, dafl der Verkeuf

des Autoschiltters, der auf Veranlassung des Beklagten

von einem Monteur der Firma J@jp besichtigt worden war,
in dem Zustande erfolgen sollte, in dem sich der Schiit-
ter zur Zeit befand, und daB der Kléger nicht bereit

war, die Haftung fiir den Zustand der Maschine zu iiber-
nehmen. In dem Bestdtigungsschreiben des Beklagten war
dagegen uUber die Gewdhrleistung nichts gesagt. Da ecs

sich um den Kauf eines gebrauchten Kraftfahrzeugs han-
delte, das noch dazu im Auftrage des Beklagten von einem
Pachmann besichtigt war, lag es nicht fern, da8 der Klié-
ger in das von ihm abgesandte Bestdtigungsschreiben eine
Beschriinkung seiner Haftung filr Mingel des Schiitters auf-
nahm, auch wenn sich die Parteien bei dem Ferngespréch
hieriiber nicht unterhalten hatten, denn im Handel mit ge-
brauchten Kraftfahrzeugen ist der AusschluB der Gewdhr-
leistung geradezu ein Gebot der wirtschaftlichen Ver-
nunft (Schmidt DAR 1964, 201, 202). Wie Baur (DAR 1962,
321, 326) zutreffend bemerkt, ist die Klausel, daB8 "fiir
den Kaufgegenstand keine Gewidhr geleistet wird" - nichts
anderes besagt der vom Kléger gewdhlte Satz: "Eine Haftung
fir den Zustand der Maschine in irgendeiner Hinsicht wird
nicht Ubernommen" - im allgemeinen auch dann iiblich, wenn
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der Verkauf nicht durch einen Hiéndler, sondern durch den
bisherigen Eigentiimer des Kraftfahrzeugs selbst erfolgt.
Diese Grundsitze beziehen sich auch auf den Handel mit
gebrauchten Raumaschinen solcher Art, wie sie hier in
Frage steht. Das Bestdtigungsschreiben des Kliégers ent-
hielt aleo lediglich eine zusdtzliche Bdingung fiir den
Kaufvertrag, die im Handel mit gebrauchten Kraftfahrzeu-
gen ublich ist und deren Aufnahme in das Bestdtigungs-
schreiben den Beklagten daher nicht iliberraschen konnte,
mit der er vielmehr rechnen muBlite. Beli dieser Sachlage
handelt es sich nicht um den typischen Fall sich kreuzen-
der Besthtigungsschreiben, in denen fiir das abgeschlossene
Geschéift von den Vertragsparteien Bedingungen genannt wer-
den, die nicht miteinander zu vereinbaren sind. Vielmehr
standen die beiden Bestdtigungsschreiben in Wahrheit nicht
in offenem Widerspruch miteinander, insbesondere enthielt
das Bestdtigungsschreiben des Beklagten keinerlei Angaben
iber die Gewdhrleistung oder die Zusicherung von Elgen-
schaften, sondern die Klausel iiber den AusschluB der Ge-
wihrleistung im Bestétigungsschreiben des Klégers stellte
lediglich einen erginzenden Vorbehalt dar, der fiir den
Beklagten nicht unerwartet sein konnte. Wenn der Beklagte
it dieser zusitzlichen Klausel nicht einverstanden war,
80 hédtte er deshalb diesem Teil des Best#dtigungsschrei-
bens des Klégers alsbald widersprechen niissen, weil sich
aus seinem Bestiétigungsechreiben noch nicht der SchluB
ziehen lief, dafl er mit dieser zusiitzlichen Klausel des
Eestdtigungsschreibens des Kldgers nicht einverstanden
sein wiirde. Unterlie er einen rechtzeitigen Widerspruch,
80 hat dies zur Polge, daB das Schweigen des Beklagten
als Zustimmung zu dem AusschluB der Gewidhrleistung gilt.
(vgl. OLG Hamburg Hans. GZ 1920, 172 Nr. 86):

2.) Ein rechtzeitiger Widerspruch ist nicht erfolgt,
denn der Beklagte hat unstreitig der von dem Kliiger in
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sein Bestdtigungsschreiben aufgenommenen :Haftungsaus-
schluBklausel erst bei dem Ferngespridch vom 22. Mirz 1962
widersprochen, also erst 8 Tage nach Zugang des Bestdti-
gungsschreibens. Dieser Widerspruch war auf alle Fille
verspitet (vgl. das Urteil des erkennenden Senats vom
11. Oktober 1961 -~ VIII ZR 109760 - 1M HGB § 346 (D)

Nr. 8). Dal der Beklagte, wie er behauptet, zur Zeit

des Eingangs des Bestédtigungsschreibens des Klégers ge-~
schiftlich verreist gewesen war, erst nach seiner Riick-
kehr das Schreiben vorgefunden hatte und alsdann sofort
der AusschluBklausel fernmiindlich widersprach, ist ohne
Bedeutung (RGZ 105, 389).

s kann daher dahingestellt bleiben, ob der Beklag-
te dem Bestdtigungsschreiben des .Kldgers . iberhaupt noch
virksam widersprechen konnte, nachdem in dem Schreiben
vom 15. Mérz 1962, das der Buchhalter des Beklagten auf
einem Briefbogen mit dem Firmenaufdruck des Beklagten in
dessen Namen an den Kléger gerichtet hatte, der Eingang
des Bestdtigungsschreibens des Klédgers bei dem Beklagten
erwdhnt und kein Widerspruch gegen den Inhalt des Schrei-
bens erhobven worden war.

3.) Ebenso ist fiir die Entscheidung des Rechtsstreits
ohnc Bedeutung, ob der Kliéger bei dem Telefongesprich. mit
dem Beklagten am 22. Mirz 1962 unrichtige Angaben dariiber
gemacht hat, was der Monteur W@ der Firma J@@@ nach Be-
sichtigung des Autoschiitters gediuBert hatte; denn zu die-
sem Zeitpunkt war der Kaufverirag iiber den Schiitter be~
reits abgeschlossen und der AusschluB der Gewdhrleistung
vereinbart. Unrichtige Erklérungen des Kligers an diesem
Tage sind daher ohne EinfluB auf Virksamkeit und Inhalt
des Vertrages.,
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Richtig ist, daB ausweislich des Tatbestandes des
angefochtenen Urteils (BU 5) der Klidger sich im Verlaufe
des erwdhnten Telefonsgesprédchs schlieflich mit einer
nochmaligen Untersuchung des Schiitters durch einen Mon-
teur der Firma J@P einverstanden erklidrte und meinte,
dsnn kdonne man weitersehen. Es trifft auch zu, da8 das
Berufungsgericht auf diese AuBlerung des Klégers in den
Entscheidungsgriinden seines Urteils nicht eingegangen
igt. Der Revision kann jedoch nicht in ihrer Ansicht ge-
folgt werden, daB die in den Worten des Klégers zum Aus-
druck gekommene Bereitschaft, nach der Besichtigung des
Schiitters durch einen anderen Monteur der Firma J@JP er-
neut in Verhandlungen mit dem Beklagten einzutreten, da-
hin zu verstehen sei, der Vertrag sei aufgehoben worden
oder der Kléger sei gegebenenfalls mit einer Herabset-
zung des Kaufpreises einversta.iden. Wie sich aus dem Zu-
samnenhang der Entscheidungsgriinde ergibt, wollte der
Kliger den Beklagten an dem geschlossenen Vertrage fest-
halten, se:daB dic AuBerung des Kligers bei dem Telefon-
gesprich allenfalls besagen konnte, er sei zu Ver-
gleichsverhandlungen bereit, wenn das Ergebnis der Be-
gichtigung vorliege. Keinesfalls ist aus ihr zu entneh-
men, daB er mit der Aufhebung des Kaufvertrages einver-
standen war. DaB es sodann nicht zu Vergleichsverhandlun-
gen zwischen den Parteien kam, lag nicht an dem Verhal-
ten des Kligers sondern daran, daB der Beklagte den Schiit-
ter nicht mehr haben wollte und auf Riickgingigmachung des
Kaufvertrages hestand, womit der Kléger nicht einverstan-
den war und nicht einveratandenz%ein brauchte. Ein Recht
aul oine Neufestsetzung, also eine Minderung des Kauf-
preises 1léBt sich aus der den Kliger dazu nicht verpflich-
tenden Erklédrung bei dem Telefongesprédch nicht herleiten,

4.) Da ein wirksamer AusschluB der Gewihrleistungs-
anspriiche durch das Schweigen des Beklagten auf das Be-

-
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stiitigungsschreiben des Kligers vereinbart ist, kommt es
auf die Angriffe, die von der Revision gegen die Darle-
gungen des Berufungsgerichts erhoben werden, daB ein sol-
cher AusschluBl zwischen den Parteien auch nach dem Inhalt
des Kaufvertrages vereinbart worden sei, nicht an, Auf
die entsprechenden Riigen der Reviesion braucht deshalb
nicht eingegangen zu werden.

DaB3 der Kliger den Beklagten bei den Vertragsver-
handlungen uber den Zustand des Schiitters getduscht und
ihm nicht vorhandene Eigenschaften des Schiitters vorge-
spiegelt habe, wird von dem Berufungsgericht ohne Rechts-
verstofl verneint. Der Beklagte wuBte nach der Besichti-
gung des Schiitters durch W@, von deren Ergebnis er
durch den Angestellten M@ der Firma J@® unterrichtet
war, daf umfangreiche Reparaturarbeiten an dem Schiitter
vorgenommen werden muBSten. Gerade aus diesem Grunde hatte
der Kliéger den von ihm zundchst geforderten Preis von
10,000 TM auf 8.500 DM ermidBigt. Es mag sein, daB der
Schiitter noch weitere Miéngel sufwies, als W@ sie ent-~
deckt hatte, Nach den Feststellungen des Berufungsge-
richtse, die von der Revision im einzelnen nicht bekémpft
werden, besteht aber kein Anhalt fiir die Annahme, dafl dem
Klédger diese weiteren Mdngel bekannt waren und er sie
dem Beklagten vor KaufabschluB arglistig verschwiegen
hatte.




-12 -

Die Revision mufl deshalb zuriickgewiesen werden.
Die Entscheidung iber die Kosten beruht auf § 97 ZPO.

Dr. Haidinger Dr. Gelhsar Dr. Dorschel

Dr. Mezger Mormann



	2097 072

	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	YJ.J44/64	URTEIL	Verkündet	am



